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ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 
VON A&R TEXTIL 

1. ALLGEMEINES 

1.1. Verkauf und Lieferung erfolgen nur zu den nachstehenden 
Bedingungen des Lieferers. Bedingungen des Bestellers ver-
pflichten den Lieferer nicht, auch wenn sie nicht ausdrücklich 
zurückgewiesen sind. 

1.2. Für die Abwicklung der geschäftlichen Beziehungen und zur 
firmeninternen Bearbeitung der Geschäftsvorgänge wird die 
elektronische Datenverarbeitung eingesetzt. Der Besteller 
wird, gemäß den Bestimmungen des Bundesdatenschutzge-
setzes, darauf hingewiesen, dass der Lieferer die hierfür er-
forderlichen personen-bezogenen Daten verarbeitet und nur 
firmenintern weitergibt.  

2. ANGEBOT  

2.1. Das Angebot des Lieferers ist freibleibend. Die Bestellung gilt 
erst dann als angenommen, wenn sie vom Lieferer schriftlich 
bestätigt worden ist, wobei dies auch in Textform (§ 126 b 
BGB) geschehen kann.  

2.2. Vertreter und nicht ausdrücklich bevollmächtigte Angestellte 
des Lieferers sind nicht berechtigt, dem Besteller mündliche 
Zusagen, gleich welcher Art, zu erteilen, sowie rechtsge-
schäftliche Erklärungen abzugeben oder entgegenzunehmen.  

2.3. Die zu dem Angebot gehörigen Unterlagen wie Abbildungen, 
Zeichnungen und Gewichtsangaben sind nur annähernd maß-
gebend, soweit sie nicht ausdrücklich als verbindlich bezeich-
net sind. Gleiches gilt für Leistungs- und Verbrauchsangaben. 
An Kostenanschlägen, Zeichnungen, Mustern und anderen 
Unterlagen, auch in elektronischer Form, behält sich der Lie-
ferer Eigentums- und Urheberrechte vor, sie dürfen nicht ver-
vielfältigt und Dritten zugänglich gemacht werden. 

3. PREISE UND ZAHLUNG  

3.1. Die Preise gelten mangels besonderer Vereinbarung ab Werk 
einschließlich Verladung im Werk. Ist nichts anderes verein-
bart, wird die Ware an einen vom Käufer benannten Bestim-
mungsort versandt (Versendungskauf). Der Lieferer be-
stimmt die Art der Versendung. Die für jede Bestellung ent-
stehenden Versand- und Verpackungskosten werden nach 
Aufwand berechnet. Zu den Preisen kommt, soweit noch 
nicht berücksichtigt, die Mehrwertsteuer in der jeweiligen ge-
setzlichen Höhe dazu.  

3.2. Der Rechnungsbetrag ist sofort fällig.  

3.3. Zahlungen an Vertreter ohne schriftliche Inkasso-Vollmacht 
haben dem Lieferer gegenüber keine befreiende Wirkung.  

3.4. Die Aufrechnung ist nur mit Gegenansprüchen des Bestellers 
möglich, die vom Lieferer nicht bestritten werden, oder be-
reits rechtskräftig tituliert wurden. Auf Zahlungsansprüche 
des Bestellers kann ein Zurückbehaltungsrecht nur unter die-
sen Voraussetzungen gestützt werden.  

3.5. Der vereinbarte Preis beruht auf den derzeitigen Materialkos-
ten und Löhnen. Falls diese sich bis zur Auslieferung des Auf-
trages verändern, so erfährt auch der Preis eine Veränderung 
nach Maßgabe der prozentualen Veränderung der Material-
kosten und Löhne, wobei die jeweilige Veränderung der Ma-
terialkosten und Löhne zu gleichen prozentualen Anteilen in 

die Berechnung einfließt. Hierbei wird der jeweilige Fabrika-
tionsstand bei Ein-treten von Materialkosten- oder Lohnän-
derungen berücksichtigt, d.h. die Berichtigung bezieht sich 
nur auf den Teil des Preises, der den noch anfallenden Kosten 
entspricht.  

3.6. Der Mindestbestellwert beträgt 50,00 € (bzw. entsprechen-
den Wert in lokaler Währung).  

3.7. Die Zurückhaltung von Zahlungen wegen oder die Aufrech-
nung mit etwaigen, vom Lieferer bestrittenen oder nicht 
rechtskräftig festgestellten Gegenansprüchen ist nicht zuläs-
sig.  

4. VERZUG  

Bei Überschreitung der vertraglichen, nach dem Kalender zu be-

stimmenden oder gesetzlichen Zahlungsfristen, werden als Jahres-

zinsen 8% über dem jeweiligen Basiszinssatz berechnet. Dem Liefe-

rer bleiben der Nachweis und die Geltendmachung eines höheren 

Verzugszinses oder Verzugsschadens vorbehalten.  

5. LIEFERZEIT, LIEFERVERZÖGERUNG, VERZUGSSCHADEN  

5.1. Die Lieferfrist beginnt mit der Absendung der Auftragsbestä-
tigung, jedoch nicht vor der Beibringung der vom Besteller 
aufgrund ausdrücklicher vertraglicher Vereinbarungen zu be-
schaffenden Unterlagen, Genehmigungen und Freigaben. 
Weitere Voraussetzung für den Beginn der Lieferfrist ist der 
Eingang einer vereinbarten Anzahlung.  

5.2. Soweit der Lieferer nicht verpflichtet ist, den Liefergegen-
stand an einen von dem Besteller bestimmten Ort zu bringen, 
ist die Lieferfrist eingehalten, wenn der Liefergegenstand das 
Werk des Lieferers bis zu ihrem Ablauf verlassen hat oder 
dem Besteller die Versandbereitschaft mitgeteilt wurde.  

5.3. Sofern der Lieferer verbindliche Lieferfristen aus Gründen, 
die er nicht zu vertreten hat, nicht einhalten kann (Nichtver-
fügbarkeit der Leistung), wird er den Besteller hierüber un-
verzüglich informieren und gleichzeitig die voraussichtliche, 
neue Lieferfrist mitteilen. Ist die Leistung auch innerhalb der 
neuen Lieferfrist nicht verfügbar, so ist der Lieferer berech-
tigt, ganz oder teilweise vom Vertrag zurückzutreten; eine be-
reits erbrachte Gegenleistung des Bestellers wird unverzüg-
lich erstattet. Als Fall der Nichtverfügbarkeit der Leistung in 
diesem Sinne gilt insbesondere die nicht rechtzeitige Selbst-
belieferung durch Zulieferer des Lieferers, wenn er ein kon-
gruentes Deckungsgeschäft abgeschlossen hat. Die gesetzli-
chen Rücktritts- und Kündigungsrechte des Lieferers sowie 
die gesetzlichen Vorschriften über die Abwicklung des Ver-
trags bei einem Ausschluss der Leistungspflicht (z.B. Unmög-
lichkeit oder Unzumutbarkeit der Leistung und/oder Nacher-
füllung) bleiben unberührt.  

5.4. Der Eintritt des Lieferverzugs bestimmt sich nach den gesetz-
lichen Vorschriften. In jedem Fall ist aber eine Mahnung 
durch den Besteller erforderlich. Gerät der Lieferer in Lie-
ferverzug, so kann der Besteller, im Falle einfacher Fahrlässig-
keit des Lieferers unter Ausschluss weiterer Rechte, pauscha-
lierten Ersatz seines Verzugsschadens verlangen. Die Scha-
denspauschale beträgt für jede vollendete Kalenderwoche 
des Verzugs 0,5% des Nettopreises (Auftragswert), insgesamt 
jedoch höchstens 5% des Auftragswerts desjenigen Teils der 
Gesamt-lieferung, der infolge der Verspätung nicht rechtzei-
tig oder nicht vertragsgemäß genutzt werden kann. Dem Lie-
ferer bleibt der Nachweis vorbehalten, dass dem Besteller gar 
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kein Schaden oder nur ein wesentlich geringerer Schaden als 
vorstehende Pauschale entstanden ist.  

5.5. Wird der Versand durch Umstände verzögert, die der Bestel-
ler zu vertreten hat, so werden ihm, beginnend einen Monat  

5.6. nach Anzeige der Versandbereitschaft, die durch die Lage-
rung im Werk des Lieferers entstandenen Kosten, mindestens  

jedoch ½ % des Rechnungsbetrages für jeden Monat berechnet. 

Dem Besteller bleibt der Nachweis eines geringeren Schadens vor-

behalten.  

6. GEFAHRENÜBERGANG  

6.1. Die Gefahr geht, sofern der Lieferer nicht ausdrücklich den 
Versand des Liefergegenstandes übernommen hat, mit Über-
gabe der Lieferteile an die Transportperson auf den Besteller 
über.  

6.2. Verzögert sich der Versand durch Umstände, die der Besteller 
zu vertreten hat, so geht die Gefahr mit Zugang der Mittei-
lung über die Versandbereitschaft des Liefergegenstandes 
beim Besteller auf diesen über. Der Lieferer ist jedoch ver-
pflichtet, auf Wunsch und Kosten des Bestellers die Versiche-
rungen zu bewirken, die dieser verlangt.  

7. SACHMÄNGELHAFTUNG  

Für Mängel der Lieferung haftet der Lieferer unter Ausschluss wei-

terer Ansprüche unbeschadet der Haftung des Lieferers gem. Ziff. 8 

wegen Pflichtverletzungen wie folgt:  

7.1. Liegt ein vom Lieferer zu vertretender Mangel vor, so ist der 
Lieferer berechtigt, diesen nach seiner Wahl durch unentgelt-
liche Nachbesserung oder Ersatzlieferung zu beseitigen. Er-
setzte Teile werden Eigentum des Lieferers. Ist der Lieferer zu 
dieser Mängelbeseitigung nicht bereit oder nicht in der Lage, 
insbesondere verzögert sich dies über angemessene Fristen 
hinaus aus Gründen, die der Lieferer zu vertreten hat oder 
schlagen mindestens 2 Nachbesserungsversuche fehl, ist der 
Besteller – unbeschadet etwaiger Schadenersatzansprüche 
gem. Ziff. 8 – berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten oder 
Minderung der Vergütung geltend zu machen.  

7.2. Sofern der Besteller Sachmängelrechte nach seiner Wahl ver-
langen kann, ist er verpflichtet, auf Verlangen des Lieferers 
hin innerhalb einer angemessenen Frist zu erklären, ob er bei 
Vorliegen der Voraussetzungen Nach-erfüllung verlangt, vom 
Vertrag zurücktritt, Minderung des Kaufpreises geltend 
macht und/oder Schadenersatz statt der Leistung verlangt.  

7.3. Die zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen Aufwen-
dungen, insbesondere Transport-, Wege-, Arbeits- und Mate-
rialkosten werden vom Lieferer getragen, es sei denn, dass 
sich die Aufwendungen erhöhen, weil der Gegenstand der 
Lieferung nachträglich an einen anderen Ort als den Sitz des 
Bestellers verbracht worden ist und die Verbringung nicht 
schriftlich mit dem Lieferer vereinbart worden ist.  

7.4. Der Liefergegenstand ist unverzüglich nach Empfang zu un-
tersuchen. Offensichtliche Mängel sind bei Vermeidung des 
Verlustes der Mängelrechte innerhalb von 14 Tagen nach 
Empfang schriftlich dem Lieferer mitzuteilen.  

7.5. Der Lieferer übernimmt keine Gewähr für Schäden, die durch 
folgende Umstände mitverursacht worden sind: Ungeeignete 
oder unsachgemäße Verwendung bzw. fehlerhafte Montage 
durch den Besteller oder durch von ihm eingeschaltete Dritte, 

natürliche Abnutzung, fehlerhafte oder nachlässige Be-hand-
lung, Verwendung ungeeigneter Betriebsmittel oder Aus-
tauschwerkstoffe, unsachgemäße chemische elektromecha-
nische oder elektrische Einflüsse, sofern die Schäden nicht 
auf ein Ver-schulden des Lieferers zurückzuführen sind.  

7.6. Zur Vornahme aller dem Lieferer nach billigem Ermessen not-
wendig erscheinenden Ausbesserungen und Ersatzlieferun-
gen hat der Besteller nach Verständigung mit dem Lieferer 
die erforderliche Zeit und Gelegenheit zu geben und dem Lie-
ferer auf dessen Kosten Hilfskräfte zur Verfügung zu stellen. 
Verstößt der Besteller gegen diese Verpflichtung, entfällt die 
Sachmängelhaftung des Lieferers. Der Besteller ist im Übrigen 
nur dann berechtigt, den Mangel auf Kosten des Lieferers 
selbst beseitigen zu lassen, wenn der Lieferer mit der Beseiti-
gung des Mangels in Verzug ist. Nur in dringenden Fällen der 
Gefährdung der Betriebssicherheit ist der Besteller berech-
tigt, den Mangel bereits vor Eintritt des Verzuges des Liefe-
rers selbst oder durch Dritte beseitigen zu lassen und von 
dem Lieferer angemessenen Ersatz seiner Kosten zu verlan-
gen.  

7.7. Sachmängelansprüche verjähren in 12 Monaten.  

7.8. Für die Haftung des Lieferers gilt im übrigen Ziff. 8. Darüber-
hinausgehende Ansprüche wegen eines Sachmangels sind 
ausgeschlossen.  

8. HAFTUNG  

8.1. Für durch leicht fahrlässige Pflichtverletzungen des Lieferers 
dem Besteller entstandene Sach- und Sachfolgeschäden ist 
die Ersatzpflicht des Lieferers auf die Ersatzleistung der Haft-
pflichtversicherung des Lieferers begrenzt. Diese Haftungsbe-
grenzung gilt auch für die persönliche Haftung der Angestell-
ten, Mitarbeiter, Vertreter und Erfüllungsgehilfen des Liefe-
rers. Der Lieferer ist bereit, dem Besteller auf Verlangen Ein-
blick in die Haftpflichtversicherungspolice zu gewähren. 
Diese Haftungsbegrenzung tritt allerdings nur dann ein, wenn 
die abgeschlossene Deckungssumme der Versicherung im 
Rahmen der Vorhersehbarkeit solcher Sach- und Sach-folge-
schäden liegt. Soweit die Versicherung nicht eintritt, ohne 
dass die Deckungssumme überschritten ist, übernimmt der 
Lieferer die subsidiäre Haftung gegenüber dem Besteller, je-
doch nur in dem in nachfolgender Ziffer 9.2 beschriebenen 
Umfang.  

8.2. Darüberhinausgehende Schaden- und Aufwendungsersatz-
ansprüche des Bestellers sind ausgeschlossen. Dies gilt nicht 
für unabdingbare Ansprüche nach dem Produkthaftungsge-
setz, in Fällen des Vorsatzes oder der groben Fahrlässigkeit, 
wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Ge-
sundheit oder der schuldhaften Verletzung einer wesentli-
chen Vertragspflicht. Im Falle der schuldhaften Verletzung ei-
ner wesentlichen Vertragspflicht der Lieferer allerdings nur 
für den vertragstypischen, vorhersehbaren Schaden, soweit 
nicht wiederum Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit vorliegt o-
der wegen der Verletzung des Lebens, des Körpers oder der 
Gesundheit. Eine Änderung der Beweislast zum Nachteil des 
Bestellers ist mit den Regelungen der Ziff. 8 nicht verbunden.  

8.3. Soweit dem Besteller nach dieser Ziffer Schadenersatzan-
sprüche zustehen, verjähren diese mit Ablauf der für Sach-
mängelansprüche geltenden Verjährungsfrist gem. Ziff. 7.7.  



 

 

28.01.2020 
 
 

 
Seite 3 von 3 

V03    

 

9. EIGENTUMSVORBEHALT  

9.1. Der Lieferer behält sich das Eigentum an sämtlichen von ihm 
gelieferten Waren bis zur Bezahlung aller Ansprüche aus der 
Geschäftsverbindung mit dem Besteller vor.  

9.2. Dem Besteller ist in stets widerruflicher Weise gestattet, die 
gelieferten Waren im Rahmen eines ordnungsgemäßen Ge-
schäftsverkehrs weiter zu veräußern, es sei denn, dass die 
sich aus dem Weiterverkauf ergebende Forderung bereits an 
andere abgetreten ist; die Berechtigung zur Weiterveräuße-
rung entfällt auch bei Zahlungseinstellung des Bestellers.  

9.3. Die ihm aus der Weiterveräußerung oder aus wirtschaftlich 
ähnlichen Verfügungen über diese zustehende Forderung 
tritt der Besteller bereits jetzt an den Lieferer zu seiner Siche-
rung ab; dabei macht es keinen Unterschied, ob die Vorbe-
haltsware ohne oder nach Verbindung mit anderen Sachen 
verkauft wird.  

9.4. Für den Fall, dass die Vorbehaltsware vom Besteller zusam-
men weiterverkauft wird, sei es separat oder in Verbindung 
oder Vermischung mit anderen nicht dem Lieferer gehören-
den Waren oder nach Weiterverarbeitung, gilt die Abtretung 
nur in Höhe des zwischen Lieferer und Besteller geltenden 
Rechnungsbetrags der Vorbehalts-ware einschließlich Um-
satzsteuer.  

9.5. Der Besteller ist zur Einziehung der abgetretenen Forderung 
solange ermächtigt, wie er seiner Zahlungspflicht dem Liefe-
rer gegenüber nachkommt; die von ihm eingezogenen Be-
träge hat er sofort an den Lieferer abzuführen, soweit dessen 
Forderungen fällig sind. Im Falle der Verletzung der Zahlungs-
pflicht des Bestellers ist der Lieferer berechtigt, die Forde-
rungsabtretung gegenüber den Kunden des Bestellers aufzu-
decken.  

9.6. Der Lieferer ist berechtigt, die Herausgabe der Vorbehalts-
ware zu verlangen, wenn der Besteller seine Zahlungsver-
pflichtungen entweder trotz einer nach dem Kalender be-
stimmten Zeit oder Fristsetzung nicht nach-kommt. Das Her-
ausgabeverlangen stellt zugleich den Rücktritt vom Vertrag 
dar. 

9.7. Der Besteller darf den Liefergegenstand weder verpfänden 
noch zur Sicherung übereignen. Bei Pfändung sowie Be-
schlagnahmung oder sonstigen Verfügungen durch dritte 
Hand hat er den Lieferer unverzüglich zu benachrichtigen.  

10. ERFÜLLUNGSORT UND GERICHTSSTAND  

10.1. Erfüllungsort für alle Verpflichtungen aus diesem Vertrag ist 
der Sitz des Lieferers.  

10.2. Gerichtsstand für alle aus dem Vertragsverhältnis sich erge-
benden Rechtsstreitigkeiten einschließlich Wechselklagen - 
soweit rechtlich zulässig - ist der Sitz des Lieferers. Der Liefe-
rer ist auch berechtigt, bei dem Gericht zu klagen, das für den 
Sitz des Bestellers zuständig ist.  

11. ANWENDBARES RECHT UND SPRACHE  

11.1. Auf die gegenseitigen Rechtsbeziehungen findet ausschließ-
lich das in der Bundesrepublik Deutschland geltende Recht 
Anwendung. Die Vertragssprache ist Deutsch.  

11.2. Im Fall, dass die Bedeutungen des deutschen und des engli-
schen Textes dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen von-
einander abweichen, ist der deutsche Text vorrangig.  

12. VERBINDLICHKEIT DES VERTRAGES  

Der Vertrag bleibt auch bei rechtlicher Unwirksamkeit einzelner 

Punkte seiner Bedingungen oder einzelner Ziffern dieser Allgemei-

nen Geschäftsbedingungen verbindlich. Die durch den Wegfall der 

unwirksamen Bestimmung entstehende Lücke ist nach Treu und 

Glauben im Sinne des Vertrages auszufüllen.  

Neukirch, Januar 2020 

 


